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ZEITGESPRACH

Sondersteuern auf Energie?

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung trat vor dem Wirt­
schaftsausschuß des Bundestages zur Energieversorgung für eine Besteuerung solcher Energieträger 
ein, die — wie Erdöl und später Erdgas — in den kommenden 10 bis 15 Jahren engpaßverdächtigt sind. 
Prof. Olaf Sievert, Vorsitzender des Sachverständigenrates, erläutert den Vorschlag. Dr. Dieter Schmitt 
und Dr. Heinz Jürgen Schürmann vom Energiewirtschaftlichen Institut der Universität Köln und Dr. Man­
fred Krüper von der IG Chemie nehmen Stellung.

Olaf Sievert

Besteuerung von engpaßverdächtigen Energieträgern

A nstrengungen zur Energie­
einsparung sind sinnvoll, 

wenn die Einsparung von Ener­
gie volkswirtschaftlich b illiger 
kommt als die Ausweitung des 
Energieangebots. Die Frage 
nach staatlichen Interventionen 
stellt sich nicht, wenn die markt­
bestimmten Energiepreise die 
Knappheit von Energie — m ittel­
fristig also die Kosten der Be­
reitstellung von Energie — rich­
tig wiedergeben. Das muß nicht 
der Fall sein. Die vo lksw irt­
schaftlichen Kosten mögen von 
den privaten Kosten abweichen 
-  ein Grund, die Marktbedin­
gungen zu ändern.

Das ist jedoch nicht unser 
Problem. Ein Marktfehler liegt 
auch dann vor, wenn eine für 
die Zukunft zu erwartende Ver­
knappung von Energie die Dis­
positionen heute zu wenig be­
stimmt. Hier ist allerdings zu 
unterscheiden zwischen dem 
Fall, in dem Aktionen mit dem

Ziel einer rechtzeitigen Auswei­
tung des Angebots möglich und 
zudem b illiger als die Ein­
schränkung der Energienach­
frage sind, und dem Fall, in dem 
aus natürlichen Gründen bei be­
stimmten Energieträgern eine 
Angebotsausweitung nicht oder 
nur in unzureichendem Maße 
möglich ist und auch eine Sub­
stitution solcher Energieträger 
durch andere, die vermehrt an- 
geboten werden könnten, keinen 
problemlosen Ausweg eröffnet.

Der erste Fall betrifft die Dis­
kussion um eine präsumptive 
Lücke in der Stromversorgung 
im Verlauf der achtziger Jahre, 
die sich aus selbst auferlegten 
Restriktionen beim Kraftwerks­
bau ergeben könnte. Der zweite 
Fall betrifft d ie  Gefahr eines 
künftigen Angebotsengpasses 
bei bestimmten fossilen Ener­
gieträgern, namentlich beim 
Erdöl und später beim Erdgas. 
Wegen der Substitutionsmög­

lichkeiten beim Einsatz von Pri­
märenergieträgern sind die bei­
den Fälle im Hinblick auf die 
marktbestimmten Energiepreise 
zwar nicht scharf voneinander 
zu trennen. Die energiepoliti­
schen Aktionsmöglichkeiten sind 
jedoch ganz und gar verschie­
den. Es sollte daher klar sein, 
daß im folgenden zunächst aus­
schließlich von den Problemen 
die Rede ist, die der zweite Fall 
aufwirft.

Von selbst versteht sich die 
Notwendigkeit staatlicher Inter­
ventionen auch im zweiten Fall 
nicht. Bei voll funktionsfähigen 
Märkten könnten w ir damit 
rechnen, daß die Erwartung 
künftig höherer Preise in das 
intertemporale Kalkül sowohl 
der Anbieter als auch der Nach­
frager eingeht. Die Anbieter 
würden die zeitliche Verteilung 
ihres Angebots zu Lasten der 
Gegenwart und zugunsten der 
Zukunft verschieben mit der
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Folge, daß die künftigen Markt­
bedingungen schon heute den 
Preis mitbestimmen. Zugleich 
würden die Nachfrager zumin­
dest bei Investitionen, durch die 
ihre künftige Energienachfrage 
vorbestimmt wird, der Erwar­
tung eines künftig höheren 
Energiepreises Rechnung tra­
gen. Im Idealfall würde sich der 
völlig glatte Verlauf eines a ll­
mählichen Anstiegs der Preise 
fü r die engpaßverdächtigen 
Energieträger ergeben. Das 
Tempo des Anstiegs wäre durch 
die entscheidende Determinante 
jedes intertemporalen Kalküls, 
den Zins, bestimmt. Der Anstieg 
wäre nach oben begrenzt durch 
die — möglicherweise mit der 
Zeit sinkenden — Kosten der 
Substitution der engpaßver­
dächtigen Energieträger durch 
andere.

Aus zwei Gründen kann man 
sich jedoch mit dem Gedanken 
an die Möglichkeit eines sol­
chen glatten, problemlosen Ver­
laufs nicht beruhigen.

Drohende Engpaßsituation

Erstens: Wegen Mangels an 
Voraussicht, sonstiger Markt­
unvollkommenheiten und politi­
scher Faktoren, die die Preisbil­
dung mitbestimmen, muß man es 
wohl für wahrscheinlich halten, 
daß eine rechtzeitige Einstellung 
des Marktes auf die drohende 
Engpaßsituation unterbleibt. Da­
bei spielen verständlicherweise 
Unsicherheiten hinsichtlich der 
Obergrenze fü r die künftige Ver­
teuerung von Rohöl und Erdgas 
eine nicht geringe Rolle. Selbst 
die Experten des Ölmarktes hat­
ten ja  unmittelbar nach der Erd­
ölkrise 1973/74 zunächst dia­
gnostiziert, daß die OPEC-Staa- 
ten schon seinerzeit den ö lp re is 
sogar über das Niveau hinaus­
getrieben hatten, das von den 
Kosten der Ausbeutung selbst 
der am schwierigsten zugäng­
lichen Ölreserven, den in ö lsän- 
den und Teerschiefer gebunde­
nen, angesichts der Reichhaltig­
keit dieser Angebotsreserven

auf die Dauer aufrechterhalten 
werden könnte. Inzwischen sind 
die Schätzungen über die w irt­
schaftlich nutzbaren Reserven 
dieser Art offensichtlich nach 
unten, die Schätzungen über die 
Kosten der Ausbeutung kräftig 
nach oben korrigiert worden. 
Vorherrschend sind derzeit sehr 
düstere Prognosen hinsichtlich 
der Wahrscheinlichkeit eines 
schweren Engpasses in den 
späteren achtziger Jahren. Sie 
mögen wiederum umstritten 
sein. Worauf es ankommt ist, 
daß die Energiepolitik mehr 
Vorsicht walten lassen muß als 
der einzelne Marktteilnehmer.

Die Flexibilität einer intakten 
Marktwirtschaft macht es durch­
aus möglich, eine Volkswirt-
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schaft einigermaßen friktionsfrei 
selbst an eine spektakuläre 
Verteuerung w ichtiger Rohstoffe 
anzupassen — wenn für die An­
passung Zeit gelassen wird. 
Abrupte Änderungen hingegen 
rufen nicht nur direkt, sondern 
auch indirekt — über den Kampf 
um die Einkommensverteilung -  
schlimme Friktionen bei Pro­
duktion und Beschäftigung her­
vor. Auf die Allmählichkeit 
des Anpassungsprozesses käme 
also alles an.

Muß die Energiepolitik aus 
diesem Grunde die rechtzeitige 
Berücksichtigung zukünftiger 
Knappheit bestimmter Energie­
träger im Kalkül der Nachfrager 
forcieren — und hierüber scheint 
im Grunde Konsensus zu herr­
schen —, so ist der einzige 
marktwirtschaftlich korrekte Weg 
ein höherer Preis. Er gibt den 
allgemein wirkenden Anreiz zum 
Sparen oder jedenfalls zum 
Ausweichen auf Energieträger, 
die nicht engpaßverdächtig sind 
und daher nicht künstlich ver­
teuert werden müßten. Das In­
strument wären Steuern oder 
steuerähnliche Abgaben auf den 
Einsatz der betreffenden Ener­
gieträger — wohlgemerkt: nicht 
auf den Energieverbrauch.

Verteilung der Rente

Zweitens: Selbst wenn es auf 
die Voraussicht und das davon 
bestimmte Verhalten der Nach­
frager gar nicht ankäme, weil 
die Anbieter schon dafür sorgen 
würden, daß die Preise eng­
paßverdächtiger Energieträger 
rechtzeitig steigen, dürften die 
Energiepolitiker nicht zufrieden 
und untätig sein. Richtig ist 
zwar, daß ein knappes Gut über 
einen knappheitsgerechten Preis 
zugeteilt werden sollte, weil auf 
diese Weise dessen bestmög­
liche Nutzung sichergestellt 
w ird. Und sicherlich wird die 
Zuteilung des knapper werden­
den Erdöls an die einzelnen 
Nachfrager letztlich auch über 
einen knappheitsgerechten Preis 
laufen. Eine ganz andere Frage
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ist jedoch, wer den knappheits­
gerechten Preis erhalten wird 
bzw. erhalten soll. Nur wenn die 
Angebotsmenge vom Preis ab­
hängt, also bei vermehrbaren 
Gütern, wünschen w ir uns, daß 
um eines optimalen Angebots 
willen der Preis voll dem Pro­
duzenten zusteht (von normaler 
Besteuerung einmal abgesehen).

Beim Erdöl g ilt das keines­
wegs. Der Erdölpreis besteht 
zum allergrößten Teil aus einer 
ökonomischen Rente. Wer sie 
erhält, ist eine reine Vertei­
lungsfrage. Im allgemeinen steht 
zwar das Anrecht der Staaten 
auf die ökonomische Rente aus 
der Verwertung ihrer Boden­
schätze international nicht zur 
Diskussion. Doch die Renten­
einkommen aus dem Rohöl sind 
schon in den vergangenen Jah­
ren zu einem die gesamte Welt­
wirtschaft belastenden Problem 
geworden. Viele Länder haben 
bis heute die Erhöhung ihrer 
Ölrechnung nicht verkraftet. Es 
hieße den Kopf in den Sand 
stecken vor enormen Problemen 
der internationalen Einkom­
mens- und Vermögensverteilung 
bzw. der Zahlungsbilanzen, 
würde man von vornherein für 
selbstverständlich halten, eine 
etwa in den achtziger Jahren 
ins Haus stehende, dann knapp­
heitsbedingte abermalige Ver­
vielfachung des Ölpreises dürfte 
wiederum allein zugunsten der 
Kasse der OPEC-Staaten gehen. 
Die Verbraucherstaaten werden 
sich in die Lösung des Pro­
blems der Zuteilung des Erdöls 
an die einzelnen Nachfrager 
einschalten müssen, indem sie 
durch steuerlich oder auf ähn­
liche Weise bewirkte Verteue­
rung den Teil der Nachfrage ab­
drängen, der minder dringlich 
ist.

Zumeist w ird gegen eine 
solche Strategie eingewandt, daß 
das OPEC-Kartel! darauf seiner­
seits mit zusätzlichen Preissteige­
rungen antworten werde. Das ist 
im Einzelfall nicht auszuschlie­
ßen. Man muß jedoch sehen,

daß die Lieferländer vermutlich 
in jedem Fall, also auch ohne 
solche steuerlichen Herausfor­
derungen durch die Verbrau­
cherländer, die ö lpre ise finden 
und verlangen werden, bei 
denen sich die Nachfrage auf 
das knapper werdende Angebot 
einstellt, dann aber ohne Abzug 
eines erhöhten Anteils zugun­
sten des Fiskus der Verbrau­
cherländer.

So gesehen leuchtet es auch 
nicht ein, vor einer Besteuerung 
engpaßverdächtiger Energieträ­
ger etwa deshalb zurückzu­
scheuen, weil die Ölpreise 
ohnehin in beunruhigendem 
Maße steigen. Je mutiger die 
Verbraucherländer selbst für 
eine Beschränkung der Nach­
frage nach Öl durch Verteue­
rung sorgen, um so mehr tr itt 
diese Verteuerung vermutlich an 
die Stelle der Verteuerung, für 
die sonst die Lieferländer sor­
gen. Gewiß, hier geht es unter 
Umständen um die Risiken 
eines wirtschaftlichen Macht­
kampfes, bei dem die Lieferlän­
der — wenn ihr Kartell hält — 
strategisch letztlich in der über­
legenen Position sind. Doch 
auch diese wissen und haben 
teilweise sogar darauf gedrängt, 
daß die Verbraucherländer sich 
neue Wege der Öleinsparung 
einfallen lassen müssen. Und 
der Weg über höhere Preise ist 
nun einmal der einfachste und 
wirkungsvollste.

Internationale Abstimmung

Es ist offensichtlich, daß 
eigentlich nur eine zwischen den 
Verbraucherländern abgestimmte 
Politik der durch Steuern oder 
sonstige Abgaben stimulierten 
Energieeinsparung problemge­
recht wäre. Das Engpaßproblem 
würde ein Weltproblem sein, 
und kein einzelnes Land, von 
den Vereinigten Staaten einmal 
abgesehen, das fü r sich allein 
für Öleinsparung sorgte, könnte 
verhindern, daß der Engpaß ent­
steht, oder auch nur erreichen, 
daß es selbst nicht in den Sog

der Probleme, die daraus ent­
stehen würden, geriete. Gleich­
wohl gibt es keine Anzeichen 
für die Bereitschaft zu einem 
koordinierten Vorgehen. Helfen 
würde allerdings auch schon ein 
spontan gleichgerichtetes, wenn 
auch nicht im einzelnen iden­
tisches Verhalten. Nicht abge­
stimmte Aktionen hätten zudem 
den Vorteil, daß sie das OPEC- 
Kartell weniger herausfordern 
würden.

Allemal ist es wenig nützlich, 
wenn alle kleinen oder m ittel­
großen Staaten nur immer auf 
die Energieverschwendung der 
Vereinigten Staaten verweisen 
und sich die Vermeidung einer 
knappheitsbedingten neuen Öl­
krise von dort erwarten. Sicher 
geht es nicht ohne eine enorme 
Einschränkung des amerikani­
schen Ölverbrauchs. Aber die 
anderen müssen aus eigenem 
gemeinsamen Interesse in die 
gleiche Richtung gehen. Wenn 
alle eine Free-Rider-Position 
einnehmen, so ist das für alle 
riskant. Letztlich würde das Pro­
blem durch spektakuläre Knapp­
heitspreise zugunsten der Öl­
staaten gelöst werden.

Veränderte
Wettbewerbsbedingungen

Eine international nicht abge­
stimmte Politik der Verteuerung 
engpaßverdächtiger Energieträ­
ger hätte gegen sich, daß sie in 
unerwünschter Weise die Wett­
bewerbsbedingungen im inter­
nationalen Handel verändern 
kann.

Eine steuerliche Belastung be­
stimmter Energieträger brauchte 
zwar keine Erhöhung der Steuer­
belastung der Wirtschaft im gan­
zen bedeuten. Der Staat könnte 
andere Steuern senken. Übrig 
bliebe im ganzen nur der Nach­
teil daraus, daß die Volkswirt­
schaft von der kurzfristig kosten­
günstigsten Energieversorgung 
abgehalten wird. Das wäre je­
doch gewollt. Für den internatio­
nalen Wettbewerb wäre bei an­

WIRTSCHAFTSDIENST 1977/XI I 597



ZEITGESPRÄCH

deren Kostenkomponenten Aus­
gleich zu schaffen, vor allem bei 
den Löhnen, die einmal weniger 
stark steigen müßten als ohne­
dies — oder es käme zu einer 
Wechselkursänderung. Die Pro­
bleme lägen also nicht in einer 
allgemeinen Verschlechterung 
der internationalen Wettbe­
werbsposition, sondern darin, 
daß die einzelnen Produktions­
zweige nach Maßgabe ihrer Ab­
hängigkeit von den künstlich 
verteuerten Energieträgern un­
terschiedlich betroffen wären. 
Auch dies könnte man noch 
gewollt nennen. Die Energie­
politik  setzte die Wirtschaft 
frühzeitig einer Kostensituation 
aus, auf die sie sich früher 
oder später ohnehin einzustellen 
hätte — dann aber abrupt und 
mit Friktionen zum Schaden aller.

Ganz befriedigen wird dieses 
Argument aber wohl nicht. Die 
Verschlechterung der Wettbe­
werbsposition in der Zeit, in der 
andere Länder eine Ölverteue­
rung noch vermeiden, kann für 
besonders stark betroffene Un­
ternehmen zu einem Terrainver­
lust führen, der auch später nicht 
ohne weiteres wieder aufzuholen 
ist. Besonders wenig akzeptabel 
wäre das Schrumpfen von — 
erdölabhängigen -  Produktions­
zweigen, deren Produkte man 
anschließend in dem Umfange 
importieren würde, wie sie vor­
her im Inland produziert wurden. 
In diesem Falle wäre hinsichtlich 
der Erdölabhängigkeit der Volks­
wirtschaft durch den Verzicht 
auf diese Produktion überhaupt 
nichts gewonnen. Dies dürfte vor 
allem für Produktionszweige mit 
hohem nicht-energetischem Ver­
brauch von Erdöl und Erdölpro­
dukten zutreffen. Alles spräche 
daher dafür, den nicht-energeti­
schen Verbrauch von Erdöl und 
Erdölprodukten von einer Son­
derbesteuerung so lange freizu­
stellen, wie es hier an einem 
Mindestmaß an internationaler 
Einheitlichkeit fehlt.

Im übrigen sollte jedoch das 
Prinzip einer einheitlichen Ver­

teuerung fü r alle, die engpaß­
verdächtige Energieträger e r ­
setzen, hohen Rang haben. 
Nichts ist zu halten von der Nei­
gung, dem Staat hinsichtlich der 
einzelnen Nachfragebereiche ein 
Urteil über die jeweilige volks­
wirtschaftliche Dringlichkeit der 
Nachfrage vorzubehalten und 
aufgrund solcher Urteile selek­
tiv nur bestimmte Nachfragebe­
reiche steuerlich zu belasten -  
und diese gar noch unterschied­
lich. In diesem Falle würde man 
den Hauptvorteil aufgeben, der 
in der Lenkung über den Preis 
liegt.

Gegen Subventionen
Genau in diesen Fehler ist 

man schon verfallen, indem man 
den Weg einschlug, bestimmte 
Formen des Energiesparens 
staatlich zu subventionieren. 
Der Staat hat ja  keine auch nur 
halbwegs umfassenden Informa­
tionen darüber, an welchen Stel­
len der Volkswirtschaft eine Ein­
sparung von Energie besonders 
billig möglich ist. Und wenn er 
sie hätte, so fehlten die Möglich­
keiten, ein entsprechend diffe­
renziertes System von Anreizen 
zu etablieren. So fo lgt er etwa 
mit seinem jüngsten Subven­
tionsangebot im Baubereich 
dem Anschein einer besonders 
massierten Neigung zur Energie­
verschwendung und kann doch 
nicht einmal sicher sein, damit 
auch nur einen Bereich ange­
troffen zu haben, indem sich 
die Bürger die Neigung zur Ver­
schwendung besonders billig 
abkaufen lassen. Überdies ist 
ohnehin kein Grund zu sehen, 
die Menschen durch ein Sub­
ventionsangebot von der Nach­
frage nach einem knappen Gut 
wegzulocken, statt sie durch 
einen knappheitsgerechten Preis 
abzuschrecken.

Gegen die Lenkung über den 
Preis wird oft geltend gemacht, 
daß die Preiselastizität der Ener­
gienachfrage weithin gering sei. 
Das mag kurzfristig für viele Be­
reiche durchaus zutreffen, lang­

fristig sicher schon weniger. 
Außerdem geht es nicht in erster 
Linie um das Einsparen von 
Energie, sondern um das Ein­
sparen bestimmter Energieträ­
ger. Ja, streng genommen nicht 
einmal darum, sondern um das 
allmähliche Heranführen der 
Volkswirtschaft an Energie­
preise, bei denen eine Deckung 
der Nachfrage, welcher auch
immer, von den Kosten des An­
gebots her problemlos möglich 
ist. Energiesparen ist ja kein 
Selbstzweck. Die Energiepolitik 
scheint in ihren Zukunftsvorstel­
lungen inzwischen so stark vom 
Mengendenken okkupiert zu
sein, daß man gelegentlich den 
Eindruck gewinnt, die Marktwirt­
schaft solle hier ganz aufgege­
ben werden. Dazu besteht je­
doch trotz der schwierigen 
Steuerungsprobleme der näch­
sten zehn bis fünfzehn Jahre 
überhaupt kein Anlaß. Auch die 
Energiepolitik könnte weithin 
mit dem Setzen richtiger Rah­
menbedingungen auskommen. 
Die Veranstaltung der Energie­
versorgung selbst könnte sie 
dann getrost w ieder der Ener­
giewirtschaft überlassen. Das 
fast jeder Kraftwerksbau derzeit 
in irgendeiner Form zum Pro­
blem der Energiepolitik wird, 
sollte durchaus eine abartige Er­
scheinung dieser Jahre bleiben 
und nicht zur Dauererscheinung 
werden.

Möglichst niedriger Strompreis
Zu fragen bleibt, inwieweit 

eine steuerliche Verteuerung der 
Nutzung von Erdöl — und spä­
ter des Erdgases — notwen­
digerweise zugleich eine Anhe­
bung des allgemeinen Energie­
preisniveaus, also etwa auch der 
Strompreise, mit sich bringen 
müßte. In gewissem Umfange 
wird das möglicherweise der Fall 
sein und wäre hinzunehmen. Das 
heißt jedoch nicht, daß die 
Strompreise gezielt hinaufzutrei­
ben wären. Im Gegenteil. Eine 
Strategie der künstlichen Ver­
teuerung von Erdöl und — spä­
ter — Erdgas schließt nicht aus,
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sondern eher ein, daß die Ener­
giepolitik im übrigen darauf ab­
zielt, durch kostengünstigen Ein­
satz nicht-engpaßverdächtiger 
Energieträger bei der Stromer­
zeugung den Strompreis so 
niedrig wie möglich zu halten. 
Gerade weil auf uns und alle 
Länder, die nicht über nennens­
werte Ölvorkommen verfügen, 
im nächsten Jahrzehnt vermut­
lich noch einmal eine enorme 
Anpassungslast zukommt, haben 
wir allen Anlaß, diese Anpas­
sungslast nicht noch durch einen 
Verzicht auf die Nutzung von 
Chancen zu vergrößern, teure 
oder teurer werdende Quellen 
der Energiegewinnung durch bil­
ligere zu ersetzen. Gemessen an 
den weltwirtschaftlichen Proble­
men, die im Zusammenhang mit

einem wirtschaftlichen Kampf um 
die Verteilung der verbliebenen 
Erdölreserven der Erde entste­
hen können, verm ittelt die Dis­
kussion um den Bau neuer Kraft­
werke, namentlich Kernkraft­
werke, oftmals einen bedrückend 
provinziellen Eindruck.

Vordergründiger Widerspruch

Vordergründig betrachtet mag 
es wie ein Widerspruch erschei­
nen, wenn hier zugleich für eine 
künstliche Verteuerung bestimm­
ter Energieträger geworben wird 
und für einen „m öglichst“ nied­
rigen Strompreis. Tatsächlich 
handelt es sich jedoch um zwei 
Seiten derselben Sache. Noch 
einmal: Die Volkswirtschaft sollte 
sich rechtzeitig einstellen auf 
eine unvermeidliche Verknap­

pung bestimmter Energieträger. 
Zu der nötigen Anpassung ge­
hört gleichermaßen die Verteue­
rung dieser Energieträger und 
die Mobilisierung aller Möglich­
keiten, billigen Ersatz zu finden. 
Es sind nicht Stromsparpro­
gramme beziehungsweise neue 
Stromtarife, die über eine Ver­
teuerung der abgenommenen 
Mengen zum Stromsparen anre­
gen sollen, die hier helfen 
können, sondern kostengünstige 
Möglichkeiten der Energiepro­
duktion. Gelingt es, weiterhin 
billig Strom zu erzeugen, so 
würden sich auch die zuvor er­
örterten Probleme hinsichtlich 
der internationalen Wettbewerbs­
fähigkeit energieintensiver Pro­
duktionszweige vermeiden las­
sen, die für den Fall befürchtet

*

Die S-Kiassc von Mercedes-Benz

Es ist ein\fergnügen, diese Autos zu fahren. Aber kaum jemand fahrt sie nur deswegen.
S-Klasse-Fahrer sind überdurchschnittlich Sie verlangen das Mehr an Komfort und

viel mit ihrem Wagen unterwegs. Fast doppelt soviel Sicherheit, an Leistung und Perfektion nicht zu ihrem
wie der Durchschnitt aller Autofahrer. Vergnügen, sondern weil sie es brauchen.

Mercedes-Benz. Ihr guter Stern auf allen Straßen.
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werden, daß die Bundesrepublik 
bei der Verteuerung engpaßver­
dächtiger Energieträger interna­
tional gesehen einen Vorlauf 
riskiert.

Bei alledem ist zu bedenken, 
daß die Möglichkeiten der Um­
stellung auf eine Situation ver­

änderter Knappheit der derzeit 
mit Abstand wichtigsten Ener­
gieträger in der Welt ungleich 
verteilt sind. Für sehr viele Ent­
wicklungsländer wird die An­
wendung modernster Kraft­
werkstechnologien vorläufig nicht 
in Betracht kommen. Sie werden

für ihr wirtschaftliches Wachstum 
stärker als die hochentwickelten 
Länder auf die Nutzung traditio­
neller Energieträger angewiesen 
bleiben. Die Industrieländer ent­
scheiden in ihrer Energiepolitik 
m it über die Chancen dieser 
großen Ländergruppe.

Dieter Schmitt, Heinz Jürgen Schürmann

Energiesteuern — eine wenig praktikable Alternative!

Kürzlich vorgelegte Arbeiten 
nationaler und internationa­

ler Organisationen über die län­
gerfristigen Entwicklungstenden­
zen auf den Weltenergiemärkten 
gelangen übereinstimmend zu 
dem Ergebnis, daß sich späte­
stens Ende des Jahrhunderts, 
möglicherweise jedoch bereits in 
den 80er Jahren die Versor­
gungsschwierigkeiten drama­
tisch zuspitzen werden, falls 
nicht unverzüglich energiepoliti­
sche Entscheidungen zur Redu­
zierung der Nachfrage und zur 
Expansion des Angebots getrof­
fen werden.

Entscheidende Ursache hierfür 
ist die Befürchtung, daß selbst 
unter relativ optimistischen An­
nahmen (stark rückläufige Zu­
wachsraten des Verbrauchs, um 
50 %  ansteigende Preise, hoher 
Reservenzugang, Ausrichtung 
der Förderpolitik der großen An­
bieterstaaten an geologisch­
technischen Kriterien) die Rohöl­
förderung ihren Kulminations­
punkt um 1990 erreicht und die­
se Förderung nicht ausreicht, die 
bei einem in der Zeit nur lang­
sam ansteigenden realen Preis­
niveau noch zu erwartende Öl­
nachfrage weltweit zu decken. Es 
wird sogar erwartet, daß die Roh­
ölanbieterstaaten bereits in den 
80er Jahren angesichts der stei­

genden Gewinnerwartungen ihre 
Produktion plafondieren und te il­
weise in die Zukunft verlagern 
werden.

Eine solche Entwicklung würde 
nur dann nicht zu dramatischen 
Preissprüngen im Energiesektor 
führen, wenn Energienachfrager 
und -anbieter sich flexibel auf 
diese Lage einstellen, d. h. mit 
einer Einschränkung der gesam­
ten Energienachfrage antworten 
sowie Substitutionsprozesse von 
Mineralölprodukten durch alter­
native Energieträger, deren An­
gebot sich allerdings an diese 
neue Nachfragemengen auch an- 
anpassen müßte, zunehmend in­
duziert würden.

Notwendige Umstrukturierung
Tatsächlich implizieren aber 

solche Anpassungsprozesse in 
der Energiewirtschaft erhebliche 
Zeiträume. Die heutige Situation 
auf den Weltenergiemärkten ist 
durch erhebliche Angebotsüber­
hänge gekennzeichnet, so daß 
die derzeitigen Preistrends kei­
nesfalls eine baldige Verknap­
pung der heute eingesetzten 
Energieträger signalisieren. Es 
ist derzeit völlig offen, wie der 
Anstieg der Energiepreise auf 
lange Sicht verlaufen wird. Die 
tatsächlichen Energiepreise 
könnten bei den spezifischen An­

gebotsbedingungen im Energie­
sektor sogar über einige Jahre 
hinweg unter dem Korridor der 
langfristigen Trendentwicklung 
liegen und erst in der Nähe der 
unmittelbaren Verknappung dra­
matisch aufwärtsschnellen. Der 
dann notwendige Gleichge­
wichtspreis dürfte allerdings be­
trächtliche m ikro- und makro­
ökonomische Anpassungs­
schocks auslösen.

Um dieser Gefahr gravierender 
weltw irtschaftlicher Ungleichge­
wichte vorzubeugen, müssen an­
gesichts der Umstellungszeit­
räume die Anpassungsprozesse 
an die m ittelfristige Verknap­
pung der zur Zeit noch mit Ab­
stand wichtigsten Primärenergie 
ö l bereits heute ln einer Phase 
des Energieüberflusses einge­
leitet werden. Nicht ein die lang­
fristigen Verknappungen wider­
spiegelnder Preisanstieg stellt 
das entscheidende Problem dar, 
sondern ein abrupter, unvor­
gesehener Preissprung, auf den 
sich unser Energiemarktsystem 
nicht mehr schnell genug einstel­
len kann. In der Energiewirtschaft 
hat das Argument der nur kurz­
fristigen Rationalität des Marktes 
eine sehr lange Tradition. Es 
liegt nahe, auch für die anste­
henden Umstellungsprobleme im 
wirtschaftspolitischen Raum wie­
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der zu vermuten, daß die einzel­
wirtschaftlichen Entscheidungs­
träger sich im wesentlichen nur 
auf die kurzfristigen Preistrends 
einrichten würden.

Auf der Grundlage dieser Hy­
pothese ist es folgerichtig zu 
fordern, durch eine künstliche 
staatliche Preiserhöhung dahin 
zu wirken, die langfristigen 
„shadow prices“ bereits heute 
entscheidungsrelevant werden 
zu lassen. Die Größenordnung 
der m it einer drastischen Ener­
gieverteuerung verbundenen 
Probleme führt schließlich zu 
energiepolitischen Weichenstel­
lungen, die ausdrücklich poten­
tielle Energieverknappungen an­
tizipieren und preispolitische In­
terventionen sinnvoll erscheinen 
lassen.

Energiesteuern als Instrument

Die Energiesteuer ist eines der 
in Frage kommenden Instrumen­
te, um die notwendigen Umstruk­
turierungen rechtzeitig und 
schrittweise in die Wege zu lei­
ten. Notwendig erscheint beim 
heutigen Informationsstand so­
wohl eine allgemeine Erhöhung 
des derzeit gültigen Energie­
preisniveaus (insbesondere Ver­
schiebung der Preisrelation Ener­
gie/Kapital) als auch eine ge­
zielte Differenzierung der Preise 
für einzelne Energieträger ent­
sprechend ihren langfristigen 
Knappheiten. Auf diese Weise 
sollen verstärkt Substitutions­
prozesse zwischen Energie­
gütern und anderweitigen Pro­
duktionsfaktoren (Energieein- 
spareffekte, verbesserte Ener­
gieausbeutegrade) sowie zwi­
schen den einzelnen, unter­
schiedlich engpaßverdächtigen 
Energieträgern selbst (Umstruk­
turierung innerhalb der Energie­
wirtschaft) in die Gegenwart ver­
lagert werden. M it einer entspre­
chenden Ausgestaltung von Ener­
giesteuern böte sich zudem die 
Möglichkeit, die einseitige Ab­
schöpfung der Knappheitsrenten 
durch die Energieexportländer in

gewissem Umfang zugunsten der 
Verbraucherstaaten zu korrigie­
ren.

So theoretisch bestechend eine 
solche Strategie unter vollkom­
menen Bedingungen aus alloka- 
tiver Sicht zunächst erscheint, so 
schwierig gestaltet sich ihre Rea­
lisierung angesichts der tatsäch­
lich vorliegenden Unvollkom­
menheiten und so gravierend 
sind die damit verbundenen ge­
samtwirtschaftlichen Implikatio­
nen.

Wahl der Bezugsbasis

Steuertechnische Schwierig­
keiten ergeben sich bereits bei 
der Wahl der geeigneten Be­
zugsbasis: Die natürlichen Maß­
einheiten der einzelnen Energie­
träger (Tonnen, Liter, KWh, m3 
etc.) scheiden wegen der fehlen­
den Vergleichbarkeit aus; ein 
Bezug auf den Heizwert (t SKE) 
würde die völlig unterschied­
lichen Verwendungszwecke ver­
nachlässigen (Wärme, Kraft, Licht 
etc.); beim Bezug auf Wertgrö­
ßen (prozentualer Aufschlag auf 
Preise) ist zu beachten, daß bei 
stark schwankenden Energie­
preisen (wie z. B. auf den Mine­
ralölproduktmärkten) die Signal­
funktion in erheblichem Maße 
verloren geht. Die Wahl des Ein­
satzortes der Besteuerung ist be­
sonders problematisch: Eine Be­
lastung der Endenergieverbrau­
cher würde insoweit Dispropor­
tionalitäten schaffen, als dies 
gleichzeitig eine Belastung des 
in den Energieträgern in unter­
schiedlicher Höhe gebundenen 
Faktoreinsatzes bedeuten würde, 
während die nachfolgenden Um­
wandlungsprozesse im Endver­
braucherbereich selbst unberück­
sichtigt blieben. Tendenziell wür­
den alle -  der bisherigen Ar­
beitsteilung zuwiderlaufenden — 
Prozesse begünstigt, die einen 
möglichst hohen Anteil der Ener­
gieumwandlungsaktivitäten in 
den unmittelbaren Endenergie­
verbrauchsbereichverlagern wür­
den. Der nicht-energetische Ver­
brauch, der aber auch knappe

Ressourcen in Anspruch nimmt, 
würde unbelastet bleiben. Wer­
den alle Energieträger unter­
schiedslos erfaßt, so entsteht 
das Problem von Doppelbela­
stungen bei Sekundärenergien.

Formen der Energiebesteuerung

Grundsätzlich könnte an eine 
allgemeine Energiebesteuerung 
oder an spezielle Energiesteuern 
gedacht werden, die auf den na­
tionalen Raum beschränkt oder 
international eingeführt werden 
könnten. Zur Lösung der lang­
fristigen allokationspolitischen 
Anpassungsaufgaben innerhalb 
der Energiewirtschaft erscheint 
die Einführung differenzierter 
Energieträgersteuern zur Her­
stellung der „wahren“ Knapp­
heitsrelationen auf den inter­
nationalen Primärenergiestufen 
am besten geeignet. Eine allge­
meine Energiesteuer würde den 
stark unterschiedlichen Knapp­
heitsverhältnissen nicht Rech­
nung tragen. Der Anstieg des all­
gemeinen Preisniveaus würde 
zwar den Verbrauchsanstieg 
dämpfen können, aber kein zu­
sätzliches Angebot stimulieren. 
Spezielle Energieträgersteuern 
könnten darüber hinaus den Tat­
bestand „politischer" Verknap­
pungen berücksichtigen, d. h. in 
„sichere“ und „unsichere“ Ener­
gieträger differenzieren.

Ziel solch differenzierter Ener­
gieträgerbesteuerungen wäre es, 
die heutigen Marktpreise an 
die langfristigen Preistrends her­
anzuführen. Dies setzt Kennt­
nisse über die Knappheitsrela­
tionen im Zeitablauf voraus und 
macht Annahmen über die je ­
weils relevanten Diskontierungs­
faktoren sowie die alternativen 
Expansionsgrenzkosten ver­
schiedener Energieangebote un­
abdingbar. ln W irklichkeit sind 
unsere Kenntnisse über den zu­
künftigen Verlauf der einzelnen 
Energieträgerpreise, d. h. über 
das komplexe dynamische Sy­
stem sogenannter „shadow pri­
ces“ , außerordentlich begrenzt. 
Bisher werden die Angebotspro­
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gnosen in beträchtlichem Um­
fang durch unternehmensbezo­
gene wie politische Interessen­
tenstandpunkte bestimmt. So ist 
z. B. bereits das physische An­
gebotspotential der bekannten 
Energieträger nur in groben Um­
rissen bekannt, die Informations­
lücken gelten gleichermaßen für 
die künftigen Gewinnungstechni­
ken und deren Kosten. Was w ir 
heute allerdings einkalkulieren 
müssen, ist der tendenziell an­
steigende Zeitbedarf für die Ent­
wicklung und Markteinführung 
neuer Energiesysteme.

Internationale Voraussetzungen
Gilt die Hypothese, daß die ein­

zelwirtschaftlichen Entschei­
dungsträger sich primär auf die 
heutigen Energiepreise stützen, 
so ergibt sich folgendes Di­
lemma: Um m ittelfristig nennens­
werte Mengeneffekte bei Ange­
bot wie Nachfrage auslösen zu 
können, sind angesichts der zur 
Zeit vermuteten Elastizitäten 
künstliche Preiserhöhungen in 
beträchtlicher Höhe anzupeiien. 
Die Gefahr, daß einzelne Staaten 
sich angesichts der m it drasti­
schen Energiepreiskorrekturen 
verbundenen gesamtwirtschaft­
lichen Folgewirkungen, vor allem 
aber auch vor dem Hintergrund 
der „schmalen“ Informations­
basis nicht zu einem internatio­
nal koordinierten Vorgehen ent­
schließen können, dürfte außer­
ordentlich groß sein. Dies bestä­
tigen auch die bisherigen Erfah­
rungen einer konzertierten Ener­
g iepolitik innerhalb der Inter­
nationalen Energieagentur (IEA) 
und der EG.

Angesichts der Möglichkeit, 
günstigere „terms of trade“ zu 
erreichen, sind sogenannte „free 
rider“ -Positionen im internatio­
nalen Raum sehr wahrschein­
lich. Hierdurch bedingt, müßten 
die anderen Energiekonsumen­
tenstaaten überproportionale An­
passungsanstrengungen unter­
nehmen, um auf der Nachfrage­
seite entsprechende Entlastun­
gen zu realisieren. Diese natio­
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nalen Anpassungsopfer erschei­
nen jedoch kaum tragbar, wenn 
so wichtige Staaten wie Japan 
und die USA nicht mitzumachen 
bereit sind. Verfolgt man z. B. die 
gegenwärtige energiepolitische 
Diskussion in den USA, so be­
stehen hierfür erhebliche Zweifel. 
Denn bislang ist in diesem mit 
Abstand wichtigsten Verbrau­
cherland noch nicht einmal eine 
Anpassung des künstlich niedrig 
gehaltenen inländischen Ener­
giepreisniveaus an die zur Zeit 
realisierten Weltmarktpreise zu­
gelassen worden.

Wegen der internationalen 
Randbedingungen ist davon aus­
zugehen, daß die Bundesregie­
rung nationale Sondersteuern 
für besonders engpaßverdäch­
tige Energieträger nicht im Dien­
ste einer internationalen Ener­
g iepolitik interpretieren, sondern 
unter dem Gesichtspunkt der 
instrumentellen Tauglichkeit in­
nerhalb ihrer nationalen Ener­
g iepolitik beurteilen dürfte. Vor­
weg ist zunächst festzustellen, 
daß die inländischen Energie­
marktpreise bereits heute mehr 
oder minder stark durch staat­
liche Be- und Entlastungen be­
einflußtwerden und insoweit ihre 
Funktion als Knappheitsindika­
to r nur bedingt wahrnehmen 
können. Entsprechend der ener­
giepolitischen Zielvorstellung, 
den Mineralölanteil zurückzu­
drängen, werden derzeit weitere 
gezielte Sonderbelastungen des 
international als knappsten an­
gesehenen Energieträgers ö l er­
wogen: beispielsweise Verdop­
pelung der Steuer auf leichtes 
Heizöl.

Durch diese M ineralölsteuer 
würde aber nur ein sehr be­
grenzter Anteil des M ineralölver­
brauchs erfaßt. Außerdem dürfte 
die Weiterwälzung angesichts 
der desolaten Marktverfassung 
sehr fraglich bleiben, so daß zu­
mindest der kurzfristige Substi­
tutionseffekt nicht nennenswert 
sein würde. Der Heizölbesteue­
rung ist neben fiskalischen Auf­

kommensgesichtspunkten primär 
eine energiepolitische Informa­
tionsfunktion beizumessen. Um 
die unterstellten Anpassungs­
probleme für den gesamten bun­
desdeutschen Energiemarkt zu 
reduzieren, wäre ein System von 
gestaffelten speziellen Energie­
verbrauchssteuern erst zu ent­
wickeln, das den langfristig rele­
vanten internationalen Knapp­
heitsrelationen Rechnung tragen 
würde.

Wettbewerbsfähigkeit

Aufgrund der bisher gemach­
ten Prognoseerfahrungen im 
Energiebereich erscheint es völ­
lig utopisch, daß ein solches Sy­
stem von Schattenpreisen ent­
wickelt werden könnte. Hierfür 
wäre es vor allem noch erforder­
lich, innerhalb der einzelnen Pri­
märenergieträger zu differen­
zieren, inwieweit politische bzw. 
monopolistische Verknappungen 
zu erwarten sind. Die bisherigen 
volkswirtschaftlichen Anpas­
sungskosten sind hierdurch in­
duziert worden. Die relative 
Knappheitsproblematik stellt sich 
für das System differenzierter 
Energieträgersteuern dann fol­
gendermaßen: Um wieviel ist 
denn Rohöl aus . . .  knapper als 
Erdgas aus . . .  als Importkohle 
aus . . .  als Uran aus . . .  etc.?

Wenn von einer Energiever­
brauchsbesteuerung die inländi­
sche Energieproduktion ausge­
nommen würde, was aus versor­
gungspolitischen Gründen sehr 
plausibel erscheint, so fallen bei 
den vorhandenen Erzeugungs­
kapazitäten beträchtliche „wind­
fall p ro fits“ an, die als unterneh­
mensinterne Subventionspoten­
tia le wiederum wettbewerbliche 
Konsequenzen für den gesamten 
Energiemarkt aufwerfen können. 
Am schwerwiegendsten dürften 
allerdings die aus einem isolier­
ten Vorgehen entstehenden Pro­
bleme für die internationale Wett­
bewerbsfähigkeit ins Gewicht 
fallen. Die in diesem Zusammen­
hang oft geäußerte Auffassung,
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die durchschnittliche Energie­
kostenbelastung sei relativ ge­
ring, trägt dem Tatbestand nicht 
genügend Rechnung, daß die ku­
mulierten Energiekosten in ein­
zelnen Sektoren betrachtet wer­
den müssen, daß einzelne W irt­
schaftsbereiche hierbei wesent­
lich stärker belastet sind als der 
Durchschnitt und daß bei einer 
Reihe von Produkten Export­
intensität und überproportionale 
Energiekostenbelastung gekop­
pelt sind.

Preispolitische Herausforderung
Zunächst ist völlig offen, ob der 

Marktmechanismus tatsächlich 
„falsch“ kalkulieren läßt, denn 
auch die einzelwirtschaftlichen 
Akteure gehen von erwarteten 
Preistrends innerhalb der jeweils 
relevanten Investitionszeiträume 
aus. Die staatliche Energiepolitik 
hat hier primär die Aufgabe, über

langfristige Verknappungen ver­
stärkt zu informieren und die 
zeitlichen Betrachtungsperspek­
tiven zu erweitern. Ein heute zu 
niedriges Energiepreisniveau 
würde implizieren, daß der wich­
tigste Energieanbieterblock, 
nämlich das OPEC-Kartell, die 
marktlichen Verwertungsmög­
lichkeiten „falsch“ elnschätzen 
würde. Das OPEC-Kartell würde 
in jedem Fall künstliche Energie­
preiserhöhungen als preispoliti­
sche Herausforderung interpre­
tieren müssen; die zurückhalten­
de Preispolitik einzelner M itglie­
der würde konterkariert. Es ist zu 
befürchten, daß die OPEC diese 
steuerpolitische Strategie als Si­
gnal zum Beginn von neuen Ver­
teilungskämpfen nehmen wird.

Zu beachten ist, daß die ener­
giepolitischen Akteure auf dem 
Gebiet der Informationsbeschaf­
fung weitgehend von „interessen­

gebundenen“ W irtschaftssubjek­
ten abhängig sind. Hinzu kommt, 
daß bei den Annahmen aufgrund 
der Modellstruktur ein „konser­
vativer Bias“ entsteht, d. h. es 
wird von den heute vermuteten 
Reserven und Techniken aus ar­
gumentiert, die durch bestimmte 
optimistische Annahmen modifi­
ziert werden. Hierdurch entsteht 
der Eindruck, daß selbst bei sehr 
günstigen Randbedingungen die 
Verknappung dramatisch zu­
nimmt. Es ist aber zu beachten, 
daß innerhalb dieser Entwick­
lungsszenarien der technische 
Fortschritt grundsätzlich exoge­
ner Bestandteil bleibt.

Unterstellt man, daß techni­
scher Fortschritt endogener Fak­
to r im Wirtschaftsprozeß ist, so 
wird ausdrücklich anerkannt, daß 
der Umfang unserer Energieba­
sis in erster Linie vom Stand un­
seres Wissens und von unseren

Öl und Gas 
wir machen was daraus

DasÖI,dasausderErdekommt, 
besteht aus Dutzenden von 
Stoffen. Sie voneinander zu 
trennen, umzuwandeln und zu 
erforschen, damit sie in vielen 
Bereichen zu gebrauchsfähigen 
Produkten werden, die für den 
Einzelnen nützlich sind, das ist 
unsere Aufgabe.
Mobil macht Treibstoffe, Heiz­
öle, Motorenöle. Und vieles 
mehr: Außenanstriche von

Schiffen zum Beispiel, wie die 
meisten Lacke und Farben, 
Straßenbeläge und Baumateria­
lien, Kunststoffe für Dachrinnen, 
Koffer und Schuhsohlen, Schäd­
lingsbekämpfungsmittel, Reini- 
gungs- und Arzneimittel basie­
ren auf Produkten, die wir in 
unseren Raffinerien herstellen.

M©bil
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technischen Fähigkeiten abhängt. 
Dann kommt es zu einer anders 
begründeten energiepolitischen 
Weichenstellung: Der Beitrag
der staatlichen Energiepolitik 
liegt nicht so sehr in einer Nach­
fragebeschränkung, sondern pri­
mär in der Förderung von Ener- 
gieinnovatlonen und in der Mo­
bilisierung des potentiellen 
Energieangebots bei bekannten 
Energieträgern, um ein markt­
wirksames Energieangebot mit 
allmählichen Preisanpassungen 
zu ermöglichen. Dies gebietet, 
daß ausreichend und rechtzeitig 
Energiesysteme mit möglichst 
geringen volkswirtschaftlichen 
Kosten zum Zuge kommen und 
entwickelt werden.

Hierfür müssen erstens beste­
hende Marktunvollkommenhei­

ten abgebaut oder ausgeglichen 
werden, und zwar durch

□  eine konsequente Einführung 
des Verursacherprinzips für Um­
weltschäden,

□  ausgeweitete Bevorratungs­
auflagen für politisch unsichere 
Energieträger mit Kostenanla- 
stung auf Nachfrager,

□  den Abbau bzw. die Kom­
pensation von (institutionellen) 
Marktzugangsbarrieren,

□  eine verstärkte Integration 
der Weltenergiemärkte.

Hierdurch werden ausdrücklich 
ebenfalls Tendenzen zu Energie­
preissteigerungen geschaffen 
(z. B. aufgrund der Internali­
sierung externer Effekte oder 
durch die wettbewerbspolltische 
Konterkarierung des Einsatzes

von „w indfall profits“ oder son­
stigen unternehmensinternen 
Subventionspotentialen).

Zweitens soll der Staat seine 
eigene Energiepolitik ausdrück­
lich auf die erwarteten Energie­
schattenpreise ausrichten und 
entsprechende Energieprogram­
me zur langfristigen Orientierung 
ausarbeiten. Dies bedeutet ins­
besondere, daß auf der Basis ge­
zielter Subventionen die heimi­
sche Energieproduktion entspre­
chend der langfristigen kompa­
rativen Kostenvorteile fortent­
w ickelt wird (verstärkte Speziali­
sierung bei der Deckung des 
Energiebedarfs auf relativ kapi­
tal- und forschungsintensive 
Energieträger) und gleichzeitig 
ihre versorgungspolitischen 
Funktionen in der Obergangs­
phase wahrnehmen kann.

Manfred Krüper

Energieverteuerung durch Sondersteuer?

Der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamt­

wirtschaftlichen Entwicklung hat 
in der Anhörung des Wirtschafts­
ausschusses des Bundestages 
über Probleme der Energiever­
sorgung im Oktober 1977 den 
Vorschlag gemacht, Energie 
künstlich zu verteuern, weil die 
gegenwärtigen und in naher Zu­
kunft erwarteten Energiepreise 
zu niedrig sind. In der Tat ist es 
so, daß die augenblicklichen 
Überkapazitäten auf die Energie­
preise drücken und zu wenig auf 
die erwarteten Engpässe in der 
Energieversorgung ab 1985 hin­
deuten. Wegen der relativ niedri­
gen Preise, so wird argumen­
tiert, ist aber der Anreiz zum 
Energiesparen zu gering: Infol­
gedessen muß eine — zumindest 
vorläufige — künstliche Verteue­

rung der Energie erfolgen, wobei 
nach Meinung der Sachverstän­
digen
□  Anbieter von Energie aus 
Energieträgern, die künftig ver­
mehrt genutzt werden können 
und vermehrt genutzt werden 
sollen, den Mehrerlös behielten, 
während
□  Anbieter von Energie aus 
Energieträgern, die nicht ver­
mehrt genutzt werden können 
oder nicht vermehrt genutzt wer­
den sollen, den Mehrerlös an 
den Staat abführen müssen.

Die Sonderbesteuerung der 
zweiten Gruppe von Energiean­
bietern müßte in dem Maße wie­
der abgebaut werden, „w ie sich 
die Marktpreise von selbst einem 
Niveau nähern, das unter der Be­
rücksichtigung der Kostensitua­

tion bei der Nutzung reichlich 
vorhandener Energieträger eine 
stetige Entwicklung erwarten 
läßt“ .

Bei dem Vorschlag fä llt zu­
nächst einmal die Ungleichbe­
handlung verschiedener Energie­
anbieter auf. Warum sollen An­
bieter der zweiten Gruppe den 
Mehrerlös abführen, während 
die erste Gruppe ihn behalten 
darf? Können nicht auch Anbie­
ter der zweiten Gruppe — wenn 
dies der entscheidende Grund 
sein sollte — in Energieträger 
investieren, die künftig vermehrt 
genutzt werden können? Es gibt 
doch ausreichend Beispiele von 
Mineralölkonzernen, die in Kern­
energie oder Kohlevergasung in­
vestieren, ganz davon abgese­
hen, daß ihre Investitionen in den 
„e igenen“ Energieträger Mine­
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ralöl auch energiepolitisch sehr 
sinnvoll sein können (z. B. Kon­
versionsanlagen).

Um die Vorteile und Nachteile 
einer Zusatzbesteuerung, wie 
sie der Sachverständigenrat vor­
schlägt, deutlich herauszuarbei­
ten, greift man am besten nach 
dem aktuellen Beispiel leichtes 
Heizöl. Nach den Plänen der 
Bundesregierung soll die Steuer 
auf leichtes Heizöl von derzeit 
10 DM/t auf 20 DM/t verdoppelt 
werden. Die Begründung ist, daß 
die derzeitigen Preise fü r leich­
tes Heizöl (HEL) nicht die zu­
künftigen Knappheitsverhältnisse 
des Öls widerspiegeln. Der Ne­
beneffekt fü r die Bundesregie­
rung: Das Heizölsteueraufkom­
men kann von einer knappen 
halben Milliarde DM auf fast eine 
M illiarde erhöht werden und 
steht fü r Energieeinsparungs­
maßnahmen zur Verfügung. Au­
ßerdem stehen noch die Mittel 
aus der Mehrwertsteuererhöhung 
zur Verfügung.

Gegenargumente

So plausibel das Vorhaben er­
scheinen mag, so g ibt es doch 
eine Reihe von Gegenargumen­
ten, die geprüft werden müssen:

□  Ist es nicht widersprüchlich, 
wenn Politiker die Strompreis­
erhöhungen der Elektrizitätsver- 
sorgungsuntemehmen kritis ie­
ren, gleichzeitig aber durch Zu­
satzbesteuerung selbst für Preis­
erhöhungen sorgen? Das gleiche 
g ilt übrigens für die Versuche der 
Mineralölindustrie, die Benzin­
preise heraufzusetzen: Einhellige 
K ritik von Politikern, die im glei­
chen Atemzug aber auf eine Her­
aufsetzung der Mineralölsteuer 
pochen.

□  Die volle Überwälzung der 
doppelten Heizölsteuer ist nicht 
möglich. In diesem Fall kommt 
es nur zu einer partiellen Mehr­
belastung des Verbrauchers. 
Einen Teil der Lasten tragen die 
Mineralölfirmen, die sowieso

schon hohe Verluste in der Ver­
arbeitung machen.

□  Wahrscheinlicher ist jedoch, 
daß die Überwälzung weitgehend 
gelingt. Dann aber tr ifft es nur 
den HEL-Verbraucher, der ge­
genüber den anderen diskrim i­
niert wird. Und warum sollten 
allein die 11 Mill. Haushalte, die 
m it leichtem Heizöl heizen, ihren 
Obolus dafür entrichten, daß 
künftig 2 0 %  Zuschüsse für 
wärmedämmende und heizungs­
technische Investitionen für den 
Einbau von Sonnenkollektoren 
und Wärmepumpen gewährt wer­
den.

□  Bei voller Überwälzung muß 
mit einer Mehrbelastung des 
Verbrauchers von 0,8-0,9 Pfg./ 
Liter gerechnet werden. Kann 
hieraus überhaupt ein echter 
Sparanreiz resultieren, oder müß­
ten dann nicht ganz andere Be­
träge diskutiert werden? Bei die­
sem Argument muß im übrigen 
berücksichtigt werden, daß der 
HEL-Verbrauch statt einer er­
warteten Zunahme von 2 %  im 
Jahr 1977 wahrscheinlich um gut 
3 %  zurückgehen wird und mit 
46 Mill. t weit unter dem Ver­
brauch von 1973 liegt (53 Mill. t).

Das Sparargument ist in der 
Tat bei Licht besehen wenig 
durchschlagend. Wenn sowieso 
schon gespart wird, sollte man 
den Verbraucher nicht noch zu­
sätzlich bestrafen — zumal von 
der vorgesehenen Größenord­
nung keine nennenswerten zu­
sätzlichen Effekte erwartet wer­
den können. Und eine stärkere 
Anhebung verbietet sich aus fo l­
gendem Grund: Konjunkturpoli­
tisch kommt es auch nach Auf­
fassung der Sachverständigen 
auf Nachfrageimpulse an. Wer 
von den Arbeitnehmern Lohn­
zurückhaltung erwartet, sie über 
die Mehrwertsteuererhöhung 
schon zur Kasse bittet, der sollte 
dann aber nicht die letzten Nach­
frageimpulse noch durch solche 
Zusatzbesteuerungen abwürgen. 
Unter diesem Gesichtspunkt 
sollte auch überlegt werden, ob

es sinnvoll ist, sich die finanziel­
len Mittel für das Energiespar­
programm durch zusätzliche 
Steuereinnahmen zu besorgen — 
oder ob deficit spending nicht 
sinnvoller wäre.

Verteilungswirkungen

Schließlich sind auch die Be­
lastungen für die unteren Ein­
kommen besonders zu berück­
sichtigen, und zwar aus konjunk- 
tur- und verteilungspolitischen 
Überlegungen: Konjunkturpoli­
tisch fä llt z. B. ins Gewicht, daß 
diese Einkommensgruppen eine 
höhere marginale Konsumnei­
gung haben, verteilungspolitisch, 
daß sie durch eine solche Zusatz­
steuer besonders stark belastet 
werden. Der Sachverständigen­
rat g ibt hier eine völlig unbefrie­
digende Antwort, wenn er fest­
stellt: „Fraglich ist aber schon, 
ob die Verteilungswirkungen 
energiepolitischer Maßnahmen 
bei der Entscheidung über sie 
überhaupt ins Gewicht fallen sol­
len. Die Neigung, fast jede w irt­
schaftspolitische Maßnahme mit 
Verteilungsforderungen zu be­
frachten, kann die Wirtschafts­
politik  blockieren. Verteilungs­
probleme sollten abgetrennt und 
dem dafür vorhandenen eigenen 
Maßnahmenbereich zugewiesen 
werden.“

Wenn man weiß, daß der Sach­
verständigenrat in der Tarifpoli­
tik  für eine Umverteilung zugun­
sten der Unternehmereinkom­
men plädiert, für Abschreibungs­
erleichterungen, für mehr staat­
liche Förderung betrieblicher 
Forschung und Entwicklung, für 
zinsgünstige Kredite für Unter­
nehmensneugründungen usw. 
eintritt, wenn man außerdem 
sieht, daß die Realisierungs­
chance wirksamer vermögens­
politischer Maßnahmen gering 
ist, dann muß dieses Beiseite­
schieben von Verteilungsargu­
menten schon außerordentlich 
verwundern.

Überlegungen, nicht nur die 
Heizölsteuer zu verdoppeln, son-
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dem auch eine Erdgassteuer 
einzuführen, um sozusagen da­
mit dem Gleichheitsgrundsatz 
Genüge zu tun, stoßen auf fo l­
gende Bedenken: Die Erdgas­
verbraucher werden schon durch 
die Heizölsteuer betroffen, weil 
aufgrund der Preisgleitklausel 
die Verteuerung des Heizöls 
auch das Erdgas verteuert. Eine 
Erdgassteuer würde also das 
Erdgas noch einmal verteuern. 
Erdgasverbraucher würden also 
zweimal zur Kasse gebeten, was 
das gewünschte Umsteigen auf 
diesen Energieträger sicher nicht 
erleichtern würde.

Wettbewerbsprobleme

Last not least müssen bei allen 
energiepolltischen Maßnahmen 
die internationalen Wettbewerbs­
probleme gesehen werden. Es 
gibt zum Beispiel Branchen, die 
einen relativ hohen Verbrauch an 
leichtem Heizöl haben — etwa die 
Glasindustrie oder die Feinkera­
mische Industrie. Angesichts der 
Strukturprobleme, die die deut­
sche Wirtschaft sowieso schon 
hat, muß alles vermieden wer­
den, was zu einer Verstärkung 
dieser Probleme führen würde. 
Auch unter diesem Gesichts­
punkt muß die Heizölsteuer be­
urte ilt werden.

Eine richtige Antwort g ibt der 
Sachverständigenrat hier selbst: 
„D ie beste Lösung des Problems 
läge in einem international kon­
zertierten Vorgehen.“ Die zweit­
beste Lösung sieht er in folgen­
dem: „D ie durchschnittliche Ko­
stenbelastung durch nationale 
Energieverteuerung wäre über 
den Wechselkurs bzw. andere 
national bestimmte Komponen­
ten des Kostenniveaus, nament­
lich die Löhne, auszugleichen.. . “ 
Nur aus Praktikabilitätsgründen 
w ird diese zweite Lösung vom 
Rat zurückhaltend beurteilt; aus 
grundsätzlichen Überlegungen 
kommen die Löhne wohl immer 
als Puffer fü r dieses Gremium in 
Frage. Es bleibt festzuhalten: 
Solange ein international kon­

zertiertes Vorgehen nicht zu­
stande kommt, sind nationale 
Alleingänge problematisch. Denn 
auch unter energiepolitischem 
Aspekt gibt es wenig Sinn, wenn 
w ir aus Gründen des Energie­
sparens Produktionsmöglichkei­
ten aufgeben, dafür andere Län­
der einsprlngen und entspre­
chend mehr von dem Energieträ­
ger elnsetzen, der eigentlich 
nicht vermehrt eingesetzt werden 
soll.

Subventionierung von 
Energiesparinvestitionen

Sieht man die Probleme, die 
mit dem Vorschlag des Sachver­
ständigenrates — Energiesparen 
durch Sonderbesteuerung — ver­
bunden sind, wenn er konkret 
umgesetzt werden soll, dann ist 
um so unverständlicher, warum 
der Rat in Bausch und Bogen die 
Subventionierung von Energie­
sparinvestitionen verurteilt. Das 
im September von der Bundes­
regierung beschlossene „Pro­
gramm zur Förderung heizener­
giesparender Investitionen“ über 
4,35 Mrd. DM bis 1981 ist

□  zeitlich richtig gewählt, weil 
ein konjunkturell erwünschtes In­
vestitionsvolumen von rund 20 
Mrd. DM ausgelöst werden soll,

Q  energiepolitisch notwendig, 
weil Energie-Sparpolitik über 
den Preis bzw. über Besteuerung 
schon bei relativ harmlosen Maß­
nahmen wie der Heizölsteuer­
verdoppelung schwierig ist, bei 
wirklich durchgreifenden Maß­
nahmen jedoch ohne ein „kom ­
pliziertes System von Ausgleichs­
maßnahmen“ und Ausnahme­
regelungen kaum realisierbar 
sein dürfte.

Der Sachverständigenrat hält 
eine Energiepolitik des punktu­
ellen Interventionismus fü r frag­
würdig. Offensichtlich Ist das 

Energieeinsparungsprogramm, 
wie es die Bundesregierung be­
schlossen hat, für ihn punktueller 
Interventionismus. Wie oben dar­
gelegt, ist aber auch die Bela­
stung des Verbrauchs durch

Steuern und entsprechende 
Preiserhöhung nicht ohne be­
gleitende „interventionistische“ 
Maßnahmen durchführbar. Inso­
fern verschwinden in der Praxis 
die Vorteile einer Lenkung über 
den Preis. Im Gegenteil: schnel­
ler realisierbar und damit wirk­
samer ist ein solches Subven­
tionsprogramm. Ganz davon ab­
gesehen, daß in einer Markt­
wirtschaft die Frage erlaubt ist, 
ob man nicht die Preispolitik 
den Unternehmen überlassen 
sollte, deren Bemühungen ohne­
hin dahin gehen, die Preise an­
zuheben und dann energiepoli­
tisch erwünschte Investitionen 
durchzuführen.

Beträchtliche Spareffekte
Andererseits kann der Staat 

durch Verordnungen (z. B. Wär­
meschutzverordnung) und Zu­
schüsse sehr gut dafür sorgen, 
daß Energiesparen im Bewußt­
sein der Öffentlichkeit einen 
immer wichtigeren Raum ein­
nimmt. Schließlich hält der Sach­
verständigenrat ja  Subventionen 
für betriebliche Forschung und 
Entwicklung auch nicht für falsch; 
warum denn Subventionen für 
Solarkollektoren? Und wenn er 
bezweifelt, daß es sinnvoll sei, 
„Energie gerade durch wärme­
dämmende Anlagen in Wohn­
bauten zu sparen und solche 
Energieeinsparung durch meh­
rere Subventionsmilliarden zu 
fördern“ , so sollte er sich bei den 
von der Bundesregierung zu 
Rate gezogenen Fachleuten er­
kundigen. Der Spareffekt ist wohl 
nicht unbeträchtlich! Ganz davon 
abgesehen, daß „die anderen 
M öglichkeiten“ , von denen der 
Rat spricht, doch gerne zur 
Kenntnis genommen würden. 
Und wenn diese „anderen Mög­
lichkeiten“ sogar „ebenso gün­
stig oder gar noch günstiger“ sein 
sollten — wie die fünf Volkswirte 
behaupten — wären wohl alle 
Fachleute und Politiker hoch­
erfreut. Nur sollte man damit 
nicht zu lange hinterm Berg hal­
ten. Die Energiewelt wartet dar­
auf.
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